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	§ 12 AktO aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 12 Mahnsachen
	§ 17 Mahnsachen

	(1) 1Die Kontrolle über die Mahnsachen wird getrennt nach konventionellen Verfahren, automatisierten Verfahren - EDV-Verfahren (Formular- und elektronische Datenträgeraustauschverfahren) - und Nicht-EDV-Verfahren (Verfahren, die von der automatisierten Bearbeitung aus technischen, konzeptionellen oder sonstigen Gründen ausgenommen sind) nach Bestimmung der Behördenleitung entweder durch ein in einfachster Form gehaltenes Register oder nach Maßgabe des Absatzes 2 geführt.
	




§ 17 (1) 3Ein Register wird nicht geführt.

	2In Mahnsachen 


wird die Geschäftsnummer durch den Buchstaben „B“, 


eine jahrgangsweise fortlaufende Nummer und 
die Jahreszahl gebildet, 

nötigenfalls unter Voranstellung der Abteilungsnummer, 
z.B. 16 B 123/06. 
	§ 17 (2) 1In Mahnverfahren, in denen der Mahnbescheid im Ausland oder nach den Vorschriften des NATO-Truppenstatuts an Angehörige der Stationierungsstreitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland zuzustellen ist, kann das Aktenzeichen abweichend von Absatz 1 nach § 2 Absatz 2 mit dem Registerzeichen „B“ gebildet werden. 2Anträge gegen Gesamtschuldner sind unter einem Aktenzeichen zu registrieren.
§ 2 (2) 1Das Aktenzeichen wird, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt, gebildet aus:
3.	der fortlaufenden Nummer der Registrierung, 
4.	bei jahrgangsweiser Registrierung einem Schrägstrich und den beiden Endziffern grundsätzlich des Jahres, in dem der Geschäftsvorgang angefallen ist,
1.	der Abteilungsbezeichnung, soweit mehrere Abteilungen der Geschäftsstelle bestehen, oder der Nummer des nach Geschäftsverteilungsplan zuständigen Spruchkörpers, des Güterichters oder Dezernenten,
2.	dem Registerzeichen nach Anlage 1,
5.	gegebenenfalls weiteren in Anlage 2 definierten Zusätzen.
2Das Aktenzeichen dient grundsätzlich auch als Geschäftsnummer.

	3In Mahnverfahren nach der Verordnung (EG) Nr. 1896/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens vom 12. Dezember 2006 wird das Geschäftszeichen durch 
die Buchstaben "EU", 
die laufende Nummer und die Jahrgangszahl (zweistellig) gebildet, 


weitere - auch alphanumerische - Zeichen (z. B. eine Prüfziffer) können angefügt werden, z. B. EU 125-10-1.
	§ 17 (3) 1In Europäischen Mahnverfahren nach § 1087 ZPO wird das Aktenzeichen gebildet aus:

1.	dem Registerzeichen „EU“,
2.	einer fortlaufenden Nummer der jahrgangsweisen Registrierung,
3.	den beiden Endziffern des Jahres, in dem der Antrag auf Erlass eines Europäischen Zahlungsbefehls eingegangen ist, 
4.	weiteren Zeichen,
zum Beispiel EU-4366-18-1.
2Anträge gegen Gesamtschuldner sind unter einem Aktenzeichen zu registrieren. 3Ein Register wird nicht geführt.

	4Bei maschineller Bearbeitung (§ 689 Absatz 1 Satz 2 ZPO) wird 
die Geschäftsnummer mindestens durch 
eine zweistellige Jahreszahl und 

eine jahrgangsweise fortlaufende Nummer gebildet; 
weitere - auch alphanumerische - Zeichen (z.B. eine Schuldnerkennziffer und 


eine Prüfziffer) können angefügt werden, 

z.B. 98-0004372-0-1; nötigenfalls kann ein Länder- oder Gerichtsmerkmal vorangestellt werden.
	§ 17 (1) 1In Mahnverfahren nach § 688 ZPO wird das Aktenzeichen gebildet aus
1.	der Jahreszahl oder den beiden Endziffern des Jahres, in dem der Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids eingegangen ist,
2.	einer siebenstelligen fortlaufenden Nummer,
3.	der Schuldnerkennzahl
a)	bei einem Antragsgegner „0“,
b)	bei mehreren Antragsgegnern aufsteigend, beginnend mit „1“,
4.	einer Prüfziffer,
5.	weiteren Zeichen, 
zum Beispiel 18-0695228-0-6-N.
2In Verfahren mit mehreren Antragsgegnern kann die Schuldnerkennzahl auch dreistellig bei gleichzeitigem Wegfall der Prüfziffer gebildet werden.

	(2) 1Wird ein Register nicht geführt, so sind die einzelnen Mahnsachen zu je 50 Stück in eine besondere Hülle zu legen und der Reihenfolge nach in den Aktenfächern aufzubewahren.
	Wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	2Auf der Hülle ist die Zeit des Eingangs der darin befindlichen 50 Sachen, z.B. 10.3. bis 30.3.2006, und der Geschäftsnummernabschnitt, z.B. B 351 bis 400/06, zu vermerken.
	

	3Im Übrigen sind in der vorgedruckten Einteilung mit laufenden Nummern zeilenweise die Namen der Antragsteller und Antragsgegner aufzuführen; bei jeder laufenden Nummer ist Raum für Abgabevermerke vorzusehen.
	

	(3) 1Die Mahnsachen solcher Antragstellenden oder ihrer Bevollmächtigten, die laufend in bedeutendem Umfang Mahnbescheide beantragen, können je für sich in fortlaufender Nummernfolge geführt werden und erhalten zu ihrem Aktenzeichen neben der Abteilungsnummer als Unterscheidungsmerkmal eine römische Ziffer oder einen kleinen lateinischen Buchstaben, z.B. 16 l B 123/06 oder 16 a B 344/06.
	

	2Falls diese Antragsteller Listen zu den eingereichten Anträgen übergeben, sind diese für jeden Antragsteller in einem besonderen Heft aufzubewahren.
	

	(4) 1Nach Erhebung des Widerspruchs wird die Sache bei dem Amtsgericht, das das Mahnverfahren bearbeitet hat, als Zivilprozesssache nach Maßgabe der Liste 20 oder Familiensache nach Maßgabe der Liste 22 nur dann erfasst, wenn dieses Amtsgericht im Mahnbescheid als das für das streitige Verfahren zuständige Gericht bezeichnet worden ist.
	§ 18 (1) 1Als Zivilprozesssachen sind mit Ausnahme der Mahnsachen alle bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zu registrieren, soweit nicht die Vollstreckungs-, Insolvenz- und Landwirtschaftsgerichte zuständig sind:
1.	Prozessverfahren unter dem Registerzeichen „C“, insbesondere
a)	Klagen einschließlich der abgegebenen Mahnverfahren, …
(3) 1Ist ein Mahnverfahren vorausgegangen, ist in Absatz 2 Nummer 2 das Datum des Eingangs bei dem Gericht, das mit der Streitsache befasst wird, zu vermerken. 2Die Dokumente des abgegebenen Mahnverfahrens sind zur Akte des Prozessgerichts zu nehmen.
§ 19 (1) 1Als erstinstanzliche Zivilprozesssachen sind zu registrieren:
1.	Prozessverfahren unter dem Registerzeichen „O“, insbesondere
a)	Klagen einschließlich der abgegebenen Mahnverfahren, …
(3) 1Ist ein Mahnverfahren vorausgegangen, ist in Absatz 2 Nummer 2 das Datum des Eingangs bei dem Gericht, das mit der Streitsache befasst wird, zu vermerken. 2Die Dokumente des abgegebenen Mahnverfahrens sind zur Akte des Prozessgerichts zu nehmen.
§ 27 (11) 1Ist ein Mahnverfahren vorausgegangen, ist grundsätzlich das Datum des Eingangs des Widerspruchs oder des Einspruchs bei dem Familiengericht zu vermerken. 2Hat bei Eingang des Widerspruchs noch kein Antrag auf Durchführung der mündlichen Verhandlung vorgelegen, ist das Datum des Eingangs des Antrags auf Durchführung der mündlichen Verhandlung anzugeben. 3Ist ein Europäisches Mahnverfahren vorausgegangen, ist das Datum zu vermerken, an dem die Bezeichnung des für die Durchführung der Familienstreitsache zuständigen Gerichts eingegangen ist. 4Die Dokumente des abgegebenen Mahnverfahrens sind zur Akte des Familiengerichts zu nehmen.

	












2Die Erfassung erfolgt erst, wenn eine Partei die Durchführung des streitigen Verfahrens beantragt hat und die nach § 12 Absatz 3 Satz 3 des Gerichtskostengesetzes vorweg zu leistenden Gebühren gezahlt sind oder das Verfahren ohne Vorwegleistung dieser Kosten weiter zu betreiben ist.
	

	(5) 1Die Erteilung der Ausfertigung des Vollstreckungsbescheides ist auf der Urschrift zu vermerken.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	2Der Erteilung der Vollstreckungsklausel bedarf es nur in den Fällen des § 796 ZPO.
	

	3Anträge, einen Vollstreckungsbescheid auf Grund der Bestimmungen über die Vollstreckung deutscher Vollstreckungstitel im Ausland mit der Vollstreckungsklausel zu versehen, sind aus den Akten der anhängigen oder anhängig gewesenen Mahnsache zu erledigen.
	

	(6) Wird die Erteilung der Vollstreckungsklausel für oder gegen einen Rechtsnachfolger des Antragstellers oder des Antragsgegners nach den §§ 727 ff., 796 ZPO zu einem Vollstreckungsbescheid beantragt, gegen den Einspruch eingelegt ist, sind die Prozessakten beizuziehen.
	

	
	§ 17 (4) Im Register nach Absatz 2 sind folgende Angaben zu vermerken:

	
	1.	Aktenzeichen,

	
	2.	Datum des Eingangs,

	
	3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Parteien sowie deren Anschrift:
a)	Antragsteller,
b)	Antragsgegner,

	
	4.	Datum des Erlasses des Mahnbescheids,

	
	5.	Datum des Eingangs des Widerspruchs

	
	6.	Datum des Erlasses des Vollstreckungsbescheids,

	
	7.	Datum des Eingangs des Einspruchs,

	
	8.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	
	9.	Bemerkungen, zum Beispiel bei Übergang in ein Streitverfahren dessen Aktenzeichen.





[bookmark: _GoBack]2
